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Horst Dichanz
Die Finanzautonomie öffentlicher Schulen
Die Schulen der USA zwischen privater und 
öffentlicher Finanzierung

Bei den Umfragen, in denen das Ga//np-Institut jährlich die amerikanische 
Öffentlichkeit nach ihrer Meinung zu den Schulen befragt, hält seit vielen 
Jahren die Sorge um die Finanzierung der öffentlichen Schulen einen der 
vorderen fünf Plätze. In der letzten Umfrage vom Herbst 1994 stand dieser 
Punkt nach Gewalttaten und Disziplinproblemen auf Platz drei (vgl. Elam 
u. a. 1994). Es kann leicht passieren, daß die Finanzprobleme bei der Be­
fragung im Herbst 1995 den ersten Platz erreichen. Dies wäre ein trauriges, 
äußerst bedenkliches, aber für Beobachter kein überraschendes Ergebnis. 
Denn das Fundament der Finanzierung der öffentlichen Schulen in den USA 
bröckelt seit Jahren.

Dabei schienen erste Veränderungen durchaus einsichtig und vernünftig: 
Schon 1978 griff der State of California mit dem Gesetz „Proposition 13“ in 
die örtliche Schulfinanzierung ein, um entsprechend einem Gerichtsurteil 
die großen Unterschiede in der Finanzausstattung reicher und armer Schul­
bezirke auszugleichen. In Kalifornien hatte sich das Problem ergeben, daß 
die reichen Schulbezirke z. B. in Beverly Hills und anderen „well-off-areas“ 
über reichlich Geld verfügen konnten, während in den Innenstadtbezirken 
von Los Angeles und anderen Großstädten die Schulen immer mehr ver­
kamen, die Personalausstattung sich ständig verschlechterte und die Lei­
stungen der Schulen immer mehr absanken. Die State-Regierung in Sacra­
mento griff ein und schuf ein Verfahren, mit dem die finanziellen Un­
gleichheiten zum Wohle der benachteiligten Schulen ausgeglichen werden 
konnten. Dieses an sich vernünftige Vorhaben stieß aber auf die heftige Kri­
tik vieler Kalifornier, die mit ihrer Grundsteuer (property tax) an ihrem 
Wohnort ihre Schulen bezahlten - jedenfalls zu einem großen Teil.

Im November 1994 scheiterte in Kalifornien eine Volksbefragung, mit de­
ren Hilfe die Steuerzahler eine neue Möglichkeit der Schulfinanzierung 
schaffen wollten: Ein Gutscheinsystem (voucher system) sollte es jeder Fa­
milie ermöglichen, die Steuern an die Schule zu geben, die ihre Kinder be­
suchten.

Die Vorgänge zur Umschichtung der Schulfinanzierung in Kalifornien wa­
ren nur der erste Schritt in einer Entwicklung, deren ursprüngliche Absicht, 
benachteiligte Schulen zu fördern, sich heute in ihr Gegenteil verkehrt hat 
und das finanzielle Fundament aller öffentlichen Schulen in den USA be­
droht. Sie hat inzwischen mehr als die Hälfte aller amerikanischen Bun­
desstaaten erfaßt.
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1. Grundlagen der Finanzierung öffentlicher Schulen in den USA
Eine solche Entwicklung ist in den USA neu. Denn das heutige amerika­
nische Schulsystem geht historisch auf Siedlungs- und Gemeindeschulen 
zurück, die nach der Entdeckung und beginnenden Eroberung des nord­
amerikanischen Kontinents im frühen 18. Jahrhundert entstanden. Als die 
ersten Siedlergruppen aus Europa in Amerika ihre Schulen gründeten, gab 
es keinen Staat, der ihre Finanzierung geregelt hätte. Die Erziehung der 
Kinder war selbstverständlich Privatsache. Sie wurde zur Sache einer Ge­
meinde, wenn sich die Gemeindemitglieder zu diesem Zweck zusammen­
schlossen und ihre Schule gründeten. Erst nach der Gründung der USA 1776 
durch die dreizehn Neuenglandstaaten entstand eine Verfassung (Consti­
tution), die aber keine Regelungen für ein öffentliches Schulsystem enthielt. 
Sie verwies alle in der Verfassung nicht geregelten Sachverhalte ausdrück­
lich in die Zuständigkeit der Bundesstaaten. Hierzu gehörten auch Fragen 
der öffentlichen Erziehung. So entstanden die öffentlichen Schulen in den 
USA als Gemeindeschulen, ihre Finanzierung war selbstverständlich Ge­
meindesache.

Es war erst eine Gerichtsentscheidung notwendig, das berühmte Calama­
zoo-Urteil von 1872 in Michigan, das es den Gemeinden erlaubte, allgemeine 
Grundsteuern zu erheben und mit ihnen die öffentlichen Schulen zu finan­
zieren. Eine solche Konstellation ist aus der Sicht der deutschen Entwick­
lung durchaus ungewöhnlich und schwer verständlich, da unsere Schulen 
immer als Kirchen- oder Staatsschulen entstanden sind und von den Grün­
dern über allgemeine Steuern finanziert wurden (vgl. Dichanz 1995). Un­
ter Amerikanern ist eine Haltung verbreitet, die sich nur schwer damit ab­
finden kann, daß die anonyme Organisation „Staat“ Gelder einzieht und 
über ihre Verwendung entscheidet, die sie nicht selbst erarbeitet hat. Ent­
sprechend groß ist der Widerstand gegen die Einziehung von Steuergeldern 
für öffentliche Ausgaben. Vom o. g. Calamazoo-Urteil bis zur Finanzauto­
nomie der örtlichen School Boards (vom Gemeindeparlament unabhängige 
Schulausschüsse), die heute im Rahmen der jeweiligen State-Gesetze über 
die Finanzierung der Schulen befinden, war es ein langer Weg. Wesentli­
chen Einfluß hatten dabei die Arbeiten von Horace Mann, der um 1840 die 
Bürger und das State Parlament von Massachusetts davon überzeugen 
konnte, daß der Ausbau und die öffentliche Finanzierung des Schulwesens 
eine Zukunftsinvestition sei, über die allein das Recht auf eine Grundbil­
dung für jeden verwirklicht werden konnte. Die Gründung des ersten State­
Board of Education in Massachusets kann als Initialzündung für eine breite 
Akzeptanz und die Durchsetzung der Idee verstanden werden, das Recht 
auf eine Grundbildung für jeden zu akzeptieren und die Gleichheit der Bil­
dungschancen durch Steuern zu sichern.

Seit dieser Entwicklung und unterstützt durch das Calamazoo-Urteil erfolgt 
die Finanzierung der öffentlichen Schulen in den USA heute aus drei Quel­
len:
* aus örtlichen Grundsteuern;
* aus Zuschüssen des jeweiligen Bundesstaates;
* aus zweckgebundenen Zuschüssen der Bundesregierung (im Rahmen von 
Bundesprojekten, z. B. zur Förderung sozial benachteiligter Schüler, zur Un-

464 Die Deutsche Schule, 87. Jg. 1995, H. 4



terstützung von schwangeren Highschool-Schülerinnen, zur Förderung be­
sonders begabter Schüler usw).

Hierbei werden die Grundsteuern von den örtlichen School Boards festge­
legt und können - je nach Schulbezirk - zwischen 15% und ca. 55% des ört­
lichen Schulbudgcts erbringen. Die Grundsteuer stellt auf der einen Seite 
ein wichtiges und in der Zuständigkeit der Gemeinden liegendes Funda­
ment der Schulfinanzierung dar, auf der anderen Seite bedeutet sie eine be­
trächtliche Belastung der privaten Haushalte.

2. Veränderungen und Einbrüche

Daß sich mit wechselnden Schülerzahlen, dem Auf und Ab der Konjunk­
tur, politischen Schwerpunkten usw. auch Form und Höhe der Schulfinan­
zierung ändern, ist nicht überraschend. Ein solcher Prozeß läßt sich gut am 
Bundesstaat Kalifornien verfolgen, der unter den 50 Bundesstaaten schul­
politisch eher zu den progressiven zu zählen ist.

Seine z. Z. 1009 Schulbezirke versorgen mehr als 5 Mio. Schüler vom Kin­
dergarten bis zum 12. Schuljahr, seit 1879 ohne Schulgeld. Im Unterschied 
zu den Schulen der meisten anderen Bundesstaaten werden alle Schulbe­
zirke finanziell von der Landeshauptstadt Sacramento aus verwaltet. Dies 
ist Folge eines Gerichtsurteils von 1968, das die damalige, stark auf örtli­
chen Grundsteuern basierende Finanzierung für verfassungswidrig er­
klärte, weil damit unterschiedliche Bildungsmöglichkeiten für den einzel­
nen Schüler geschaffen wurden. Heute legen Gouverneur und Verwaltung 
jedes Jahr den Gesamthaushalt für die öffentlichen Schulen zentral fest. Die 
Landesregierung zieht im Rahmen der üblichen Einkommens- und Mehr­
wertsteuer das Geld ein, das zum größeren Teil direkt an die einzelnen 
Schulbezirke verteilt wird. Die Gemeinden dürfen nur einen Anteil von ma­
ximal 30% der Schulkosten über örtlich erhobene Grundsteuern finanzie­
ren. Weitere kleine Quellen sind Zuschüsse aus Washington, Gewinnbe­
steuerungen der staatlichen Lotterie und andere örtliche Abgaben, die je­
weils von 2/3 der Bewohner bestätigt werden müssen.

Seit der Staat Kalifornien 1978 das Gesetz „Proposition 13“ verabschiedete, 
sind die Grundsteuern leicht gestiegen, der Landesanteil ist leicht gesun­
ken. Die heutige Schulfinanzierung ist von den kalifornischen Bürgern in 
mehreren Volksabstimmungen mit 2/3 der Stimmen bestätigt worden. 
Außerdem haben Gerichte immer wieder in die Schulfinanzierung regelnd 
eingegriffen.

„Because of court orders to equalize funding among California school 
districts, the state assumed the primary responsibility for school funding 
many years ago. What a school district receives from property taxes is now 
offset against state funds, and the total of funding from both sources ... is 
set by the state Legislature.“ (Brief des Calif. Dep. o. Educ. a. d. V.) Mit 
diesem System einer „Rahmenfinanzierung“ ist es dem Bundesstaat Kali­
fornien zumindest finanziell gelungen, die großen Unterschiede zwischen 
den Schulbezirken hinsichtlich ihrer Schulbudgets, also auch des Aufwan­
des pro Schüler zu vereinheitlichen. Außerdem hat Kalifornien damit die 
Schulfinanzierung dem direkten Zugriff der Bürger durch lokale Entschei-
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düngen entzogen. Dies ist - zumindest im Moment - ein bemerkenswertes 
Merkmal der Stabilisierung der Schulfinanzierung in Kalifornien. Die 
Kehrseite dieser Medaille ist allerdings, daß damit Schulausstattung und 
-betrieb vom Konjunkturverlauf und der politischen Stimmungslage ab­
hängig werden, die beide keine stabilen Faktoren sind.

Zwar gilt im Unterschied zu anderen Bundesstaaten heute für Kalifornien: 
„In concept at least, the entire state is supposed to share both the burden 
and benefit of school funding“ (a.a.O.), das öffentliche Schulsystem muß 
sich aber damit im jährlichen Kampf um die Verteilung der Länderfinan­
zen gegen andere politische Gruppen behaupten. Dies ist schwierig, weil 
die Lobby für das öffentliche Schulwesen in den USA schwach ist und keine 
der beiden Parteien hierin eine lohnenswerte Aufgabe für politisches En­
gagement sieht. Beobachter des kalifornischen Bildungssystems bringen 
schon heute den Rückgang der Studentenzahlen an den kalifornischen 
Universitäten, besonders der State University, in Verbindung mit der rück­
läufigen Finanzierung. Sie erklären die Abwanderung an Nachbaruniver­
sitäten, z. B. ins nördliche Oregon, mit den zu hohen Studiengebühren und 
gesunkenen Leistungen der Universitäten in Kalifornien und trauern einer 
Zeit nach, in der die Colleges und Universitäten des Sun State „the crown 
jewel of American public higher education“ waren (The Oregonian, 
3. 9.1993, S. A 5).

Die Situation im ärmeren und konservativeren Bundesstaat Oregon im Nor­
den der USA an der Pazifikküste ist schwieriger. Am 9. 3. 1993 titelte die 
Regionalzeitung „The Sunday Oregonian“: „Wegen der Begrenzung der 
Grundsteuern aufgrund von Haushaltskürzungen drohen Entlassungen, Ge­
haltsfestschreibungen und größere Klassen.“ Ein Jahr später mußten 
Schulleiter von öffentlichen Schulen über die ersten Folgen der Haushalts­
kürzungen berichten: Entlassung von Hilfspersonal in den Schulen, zeitli­
che Kürzung der Unterrichtsstunden, Streichungen im Bereich der zusätz­
lichen Lernangebote (extracurricular activities ) sowie erste Abwanderun­
gen von Schülern an private Schulen, die ihre Lernangebote wegen des 
Schulgeldes nicht zu kürzen brauchen.

Die widersprüchliche Situation in Oregon demonstriert die schwierige Lage, 
in der sich Bildungseinrichtungen in den USA, insbesondere die öffentli­
chen Schulen z. Z. befinden:

• Der Senat von Oregon verabschiedete am 25. 6.1991 den „Oregon Edu­
cation Act for the 21. century“ mit der wohltönenden Ergänzung „The 
Legislative Assembly declares that a restructured educational system is 
necessary to achieve the state’s goals of the best educated citizens in the 
nation by the year 2000 and a work force equal to any in the world by the 
year 2010.“
• Der gleiche Senat hat mit der Verabschiedung des Gesetzes „Measure 5“ 
eine allmähliche Absenkung der Grundsteuern bis auf 1,5% festgelegt. Da­
mit werden den öffentlichen Schulen Finanzmittel gestrichen, die vorher 
bei ca. 30% lagen und die jetzt aus anderen öffentlichen Haushalten be­
stritten werden müssen. Noch hat niemand eine Antwort auf die Frage, wie 
mit deutlich niedrigeren Mitteln das ehrgeizige Bildungsprogramm für das 
21. Jahrhundert verwirklicht werden soll.
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Am 19. 8.1993 läutete der Gouverneur des zwischen den großen Seen lie­
genden Bundesstaates Michigan pressewirksam ein neues Zeitalter der 
Schulfinanzierung ein. Ausgerechnet vor dem Portal einer einklassigen 
Schule, in der vor Jahrzehnten der Industrielle Henry Ford seine Lehrer 
mit Fragen genervt hatte, unterzeichnete er ein neues Gesetz, wonach die 
bis dahin von den Gemeinden erhobenen Grundsteuern, die bis zu 50% die 
Schulkosten deckten, nicht mehr erhoben werden dürfen. Die Parlamenta­
rier des Bundesstaates waren aufgefordert, neue Wege der Finanzierung zu 
finden.

Während Gouverneur Engler das Gesetz als wichtigen Schritt zu mehr Steu­
ergerechtigkeit zu vermarkten versuchte, kommentierte ein Schulrat aus De­
troit drastischer: „Wir sind bestürzt. Wir halten das für einen schlechten 
Scherz.“ Es grenzt schon an politisches Abenteuertum, einer öffentlichen 
Aufgabe die wichtigste Finanzgrundlage zu entziehen „without proposing 
a way to replace it“ (The Milwaukee Journel, 20. 8.1995).

Dieses Abenteuer hatte in Michigan im Schuljahr 1994/95 den Schuletats 
einen Finanzumfang von ca. 7 Mrd. Dollar entzogen, die durch andere Quel­
len ersetzt werden mußten. Es klingt wie Hohn, wenn eine Informations­
schrift des House of Representatives von Michigan schreibt: „The national 
spotlight was on Michigan for the remainder of 1993 as it wrestled with the 
issue of replacement revenues.“ Im Dezember 1993 hatten sich die Parla­
mentarier schließlich darauf geeinigt, den Bürgern in Michigan eine Misch­
finanzierung vorzuschlagen und sie über zwei Alternativen in einer Volks­
befragung entscheiden zu lassen. Im März 1994 entschieden sich die Bür­
ger mit großer Mehrheit für ein Modell, in dem zur Finanzierung von Kin­
dergärten und Highschools (K bis 12) die Mehrwertsteuer angehoben, eine 
allgemeine Bildungssteuer auf der Basis der Grundsteuer eingeführt und 
die Einkommensteuer gleichzeitig reduziert wurden. Für die meisten Haus­
besitzer ergab sich hieraus eine deutliche Verminderung ihrer Steuern, die 
nun in den örtlichen Schulbudgets fehlen. Um diese Lücke zumindest teil­
weise zu schließen und den Schulbezirken eine gewisse Finanzmasse zu ge­
ben, wurde in Ergänzung zu den o. g. State-Regelungen ein School Aid Act 
verabschiedet, der aus betrieblichen Grundsteuern, Mehrwert- und Um­
satzsteuern, Zigaretten- und Tabaksteuern und anderen Kleinquellen ei­
nen School Aid Fund (SAF) bildet. Er steht den örtlichen School Boards 
als Ausgleichsfond zur Deckung besonderer Kosten zur Verfügung.

Die Regelungen bewirkten eine Verminderung der lokalen Finanzanteile 
um zwei Drittel (von 63 % auf 20 %) und eine Steigerung der State-Finan- 
zierung um mehr als 100 % (von 37 % auf 80 %) vom Haushaltsjahr 1994 
und 1995. Diese Verlagerung engt nicht nur den Finanzspielraum der Ge­
meinden ein, sondern zwingt die Schuldistrikts in die jährliche allgemeine 
Haushaltsauseinandersetzung auf Stat e-Ebene, von der sie bisher wegen des 
hohen eigenen Grundsteueranteils weitgehend entlastet waren.

Es braucht kaum betont zu werden, daß damit - zumindest mittelfristig - 
auch eine Verschiebung der Zuständigkeiten für schulische Belange zwischen 
örtlichen und bundesstaatlichen Behörden begonnen hat, deren endgültige 
Konsequenzen noch nicht abzuschätzen sind. Daß damit aber erstmals ein 
Grundmerkmal des amerikanischen Schulwesens in Frage gestellt wird, kann
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schon heute festgestellt werden: die Orientierung amerikanischer Schulen 
an den Zielvorstellungen und Bedürfnissen der Gemeinde (vgl. Dichanz 
1995). ‘

Die folgende Tabelle gibt für 21 (von 50) Bundesstaaten bzw. selbständi­
gen Schulbezirken wider, wie sich die öffentliche Finanzierung der Schulen 
entwickelt hat bzw. in Zukunft verändern soll:

Tab. 1: Entwicklungstendenzen bei der öffentlichen Finanzierung von Schulen; ei­
gene Befragung der Departments of Public Instruction der Bundesstaaten:

Percentage of 
property tax

Activities to alter 
this percentage?

Any such activities 
in the past?

Alaska (AK) 23 no no
Arizona (AZ) 44.5 no no
California (CA) 30 no answer no answer
Delaware (DE) 22 yes no
Florida (FL) 43 no yes
Hawaii (Hl) 0 no answer no answer
Indiana (IN) 38 yes ves
Michigan (Ml) 32 no answer ves
Minnesota (MN) 37.8 ves no
Nebraska (NE) 54 ves ves
Nevada (NV) 18.8 no ves
New Hampshire (NH) 89 no no
New Jersev (NJ) 52.9 ves yes
North Dakota (ND) 34,37 replacement with no

state dollars
Ohio (OH) 52 no no
Oregon (OR) 41 yes yes
Texas (TX) 54 yes yes
Utah (UT) 25 no no
Washington (WA) 30 no yes
Wisconsin (WI) 48 yes yes
Wyoming (WY) 50-55 no no

Diese Übersicht macht deutlich, daß es in fast jedem zweiten Bundesstaat 
bzw. selbständigem Schulbezirk Veränderungen auf dem Gebiet der Fi­
nanzierung der öffentlichen Schulen gegeben hat oder gibt. Sie alle zielen 
darauf, den Anteil der Grundsteuern für die Schulfinanzierung zu reduzie­
ren und sie durch andere, von allen zu zahlende Steuern (meist Verbrauchs­
steuern ) zu ersetzen.

3. Aktuelle Tendenzen und ihre Ursachen

Die neue Qualität der Auseinandersetzungen um die Finanzierung der öf­
fentlichen Schulen in den USA ist durch die o. g. Entwicklungen hinreichend 
belegt. Ihre Dramatik wird noch deutlicher, wenn man erfährt, mit welchen 
z. T. abenteuerlichen Ideen amerikanische Politiker versuchen, ihre Steu­
erzahler zu entlasten und gleichzeitig das Schulsystem funktionsfähig zu er­
halten. So überraschten der Gouverneur des Bundesstaates Illinois Edgar 
und der Bürgermeister von Chicago Daley im August 1993 die Öffentlich-
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kcit mit dem ernstgemeinten Vorschlag, die Spielsteuern, die die schwim­
menden Spielcasinos auf dem Chicago River und dem Lake Michigan ab­
werfen, zu nutzen, um vor allem die Löcher im städtischen Schulbudget zu 
füllen - ein Vorschlag, der amerikaweit auf Verwunderung stieß. Bedeu­
tete er doch nicht weniger, als ausgerechnet den Schulen, die bislang immer 
noch als Gemeinschaftsaufgabe ersten Ranges gesehen wurden, eine durch 
reguläre Haushaltseinnahmen gesicherte solide Arbeitsgrundlage zu neh­
men und sie - auch psychologisch - in die Nähe des „gambling“, des Glücks­
spiels zu rücken - keine schmeichelhafte Position.

Während sich Statc-Politiker und Bürger in Michigan offensichtlich darin 
einig waren, den öffentlichen Schulen den Gürtel enger zu schnallen, sorgt 
sich der Bürgermeister von Seattle/Washington in der Nordwestecke der 
USA darum, daß die Bürger das Interesse an „ihren“ öffentlichen Schulen 
immer mehr verlieren. Er versuchte, in einem engagierten Interview Ver­
bündete für seinen bildungspolitischen Plan „Building Excellence“ (Auf­
bau eines leistungsstarken Bildungssystems) zu finden, mit dem das Stadt­
parlament von Seattle den Weg freimachen sollte „for our entire commu­
nity to come together around a vision for our schools that is founded upon 
academic excellence and better outcomes for all our children“. In einer Pres­
seerklärung nannte Bürgermeister Rice einige der Gründe, die zur Zeit die 
finanzielle Unterstützung seiner Pläne in Frage stellten:

„It’s not just a taxpayer revolt. Voters want a return on their investment. 
The polls say people will pay more money for education, but only if there 
is a return on their dollars - not just because someone says something is for 
education.“ (The Oregonian, 30.8.1993, A8).

Damit beschreibt Rice wichtige Gründe für die derzeitige „Schulverdros­
senheit“ der amerikanischen Öffentlichkeit:
• Die öffentlichen Schulen haben ein immer schlechter werdendes Image. 
Sowohl die Befragungen über die Qualität der Schulen (vgl. Gallup 1994, 
Elam e. a.) wie die immer wieder versuchten internationalen Vergleiche mit 
den Schulsystemen anderer Staaten, in denen amerikanische Schüler re­
gelmäßig letzte Plätze erreichen, signalisieren den Amerikanern, daß ihre 
Schulen schlechte Arbeit leisten. „They do a bad job“ ist eine verbreitete 
Meinung, die durch noch soviel positive Meldungen und die Aufklärung über 
die komplizierter gewordenen Aufgaben der Schulen nicht zu korrigieren 
ist, weil sie längst zum Vorurteil mutierte.
• Diese „Schulverdrossenheit“ paßt in eine zunehmende unspezifische 
„Staatsverdrossenheit“, die sich u. a. als Folge der verschiedenen Regie­
rungsskandale entwickelt hat und alle staatlichen, ja alle öffentlichen Insti­
tutionen betrifft, gleichgültig, ob Finanzverwaltung, Gesundheitssystem, Ge­
richte - oder eben Schulen. Diese „Staatsverdrossenheit“ führt u. a. dazu, 
daß die Schulverwaltung von Milwaukee privat organisierte, aber öffent­
lich finanzierte „Charterschulen“ durch Privatfirmen betreiben läßt mit dem 
Argument, nun seien sie eben keine öffentlichen Schulen mehr. Der Koor­
dinator für Schulen in sozialen Brennpunkten Milwaukees sieht hierin zu­
mindest die Chance, einen minimalen Einfluß auf Familien und Schüler zu 
behalten, die die Schulen des Schulbezirks meiden, weil sie „öffentliche In­
stitutionen“ sind.
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• Die aus pädagogischen Gesichtspunkten vielfach günstige Nähe ameri­
kanischer Schulen zu ihren Gemeinden kann sich in Verbindung mit der 
„Schulverdrossenheit“ über die Grundsteuer a\s gefährlicher Einflußbereich 
erweisen: Die örtlichen Schoolboards und ihre Wahlen, die Zuständigkeit 
dieser Schoolboards für die Höhe der Grundsteuer geben amerikanischen 
Bürgern einen Hebel in die Hand, mit dem sie unmittelbar und nachhaltig 
in das schulische Geschehen am Ort eingreifen können - selbst dann, wenn 
es nicht vorrangig um Schulfragen geht. So betrachtet der ehemalige Bil­
dungsminister von Wisconsin, Prof. Grover, die derzeitigen Auseinander­
setzungen um die Finanzierung der öffentlichen Schulen als eine Art „Stell­
vertreterkrieg“, in dem die öffentlichen Schulen viel des Unmutes auf sich 
ziehen, der anderen öffentlichen Einrichtungen gilt, weil Schulen für den 
Bürger relativ leicht greifbar sind.

• Schließlich macht den amerikanischen Schulen eine demographische Ent­
wicklung zu schaffen, die in allen westlichen Industrienationen zu beob­
achten ist: Die Verschiebung der Alterspyramide zugunsten einer prozen­
tual ständig wachsenden ..grey generation“. Diese ..grey generation“, häu­
fig in guten Verhältnissen lebend, ist vielfach der Überzeugung, ihren An­
teil an der Finanzierung der Schulausbildung ihrer Kinder über ihre Grund­
steuer gezahlt zu haben. Ihre Bereitschaft sinkt, bis ins hohe Alter Steuern 
für die Erziehung der Kinder einer anderen Generation zu zahlen. Wenn 
solche Reserven sich mit Vorbehalten gegenüber bestimmten sozialen oder 
ethnischen Gruppen mischen, denen unterstellt wird, sich z. B. mit Hilfe so­
zialer Unterstützung auf Kosten der Gemeinschaft aushalten zu lassen, ent­
steht ein Meinungsgemisch, das die öffentlichen Schulen gern ganz ab­
schaffen und nur noch Privatschulen für diejenigen einrichten möchte, die 
sie „verdienen“ und bezahlen können. Dieser Trend ist Teil einer Stim­
mungslage in den USA, in der Sozial- und Bildungsfragen allgemein keine 
Lobby mehr haben und Gedanken an das „Allgemeinwohl“ leicht in den 
Verdacht geraten, „sozialistisch“ zu sein. Analytisch betrachtet scheinen sich 
hier zwei Richtungen der von E. James (vgl. Weiß/Stcinert 1994, S. 444) ty­
pisierten Erklärungen zur Privatisierung zu treffen: Zum einen ist offen­
sichtlich bei Eltern aufgrund der Unzufriedenheit mit den Leistungen des 
öffentlichen Schulwesens ein Nachfrageüberhang („excess demand“) ent­
standen, den die Eltern durch verstärkte Zuwendung zu privaten Bil­
dungsangeboten zu befriedigen suchen, zum anderen ermuntert die derzeit 
rechtslastige Stimmung in den USA ideologische, häufig religiös-funda­
mentalistische Gruppen, ihr eigenes „pädagogisches Süppchen“ zu kochen 
und im Sinne einer „nonprofit entrepreneurship“ eine privatistische Bil­
dungspolitik zu betreiben. (Vgl. Dichanz/Grahn 1995)

4. Folgerungen
Der in den USA zu beobachtende Trend, die Unzufriedenheit über die Lei­
stungen der öffentlichen Schulen direkt vor den Schultüren abzuladen, hat 
nicht nur inneramerikanische Gründe. Die dortige Entwicklung fügt sich 
nahtlos in eine weltweit zu beobachtende Tendenz ein, in der „die Kritik am 
staatlichen Bildungsmonopol sowie die Klage über die geringe Effizienz 
staatlicher Bildungsinstitutionen“ (Weiß/Steinert 1994, S. 440) massiver ge­
worden sind. Die von Weiß und Steinert skizzierten unterschiedlichen Stra-
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tcgicn der Privatisierung der Bildungskosten in westlichen Industrieländern, 
besonders die vielfältigen Formen in den USA ergänzen die Auseinander­
setzungen auf dem Steuersektor zu einem gefährlichen Gesamtbild, in dem 
die Konturen des öffentlichen Schulwesens zu verschwimmen beginnen. 
Nimmt man andere Indizes hinzu, kann man hinsichtlich des öffentlichen 
Schulwesens in den USA drei Trends beobachten:
• Die zunehmenden Aufgaben, die die amerikanische Gesellschaft ihren 
Schulen zumutet (z. B. Minoritätenförderung, Gesundheits- und Sozial­
pflege, Arbeitsmarktvorbereitung), gehen immer mehr über den traditio­
nellen schulischen Rahmen und seine Funktionsbedingungen hinaus. Sie 
überfordern das System „öffentlicher Schule“ immer mehr.
• Die Bereitschaft vieler Schulpolitiker und -Verwalter, Teilbereiche der 
schulischen Funktionen unter dem Druck aktueller (meist sozialer oder fi­
nanzieller) Probleme weitgehend konzeptionslos zu privatisieren, führt be­
reits jetzt zu Ausfaserungen des öffentlichen Systems und schwächt es wei­
ter.
• Diese Privatisierung trifft vor allem zwei Bevölkerungsgruppen: (a) die 
wohlhabenden Schichten, die mit Hilfe teuer erkaufter Bildung ihren Vor­
sprung ausbauen können, und (b) die sozial Schwachen und finanziell Be­
nachteiligten, die in privatisierte Schulen minderer Qualität abgedrängt wer­
den, in denen schwer einzuschätzende „Entrepreneurs“ auch an der Bildung 
noch verdienen wollen.

Ob die von Weiß/Steinert (1994) konstatierte Tendenz von Bildungspoliti­
kern, in mehreren Ländern „das Spektrum an Bildungsangeboten durch 
Verbesserungen des Zugangs zum Privatsektor zu erweitern“ (S. 449), rea­
listisch ist, muß angesichts der sich abzeichnenden Entwicklungen in den 
USA bezweifelt werden. Dort ist eher mit einer neuen „education gap“ zu 
rechnen, die eigentlich zum Grundsatz der „equality of chances“, einem 
Grundstein der amerikanischen Verfassung, nicht paßt.

Wenn die „sich verschärfende Finanzkrise in einigen Ländern eine Tendenz 
in Richtung einer stärkeren privaten Finanzbeteiligung“ (Weiß/Steinert 
1994, S. 451) auslösen sollte, wie dies in den USA zu beobachten ist, ist es 
höchste Zeit, sich auch bei uns über solche Entwicklungen Gedanken zu 
machen. Weder die Schaffung größerer Durchlässigkeit zwischen den ver­
schiedenen traditionellen Schulformen noch die Einrichtung der Gesamt­
schulen haben die soziale Selektionsfunktion der Schule beseitigen können. 
Wir sollten alles daran setzen zu verhindern, daß Privatisierungstendenzen 
im Schulwesen „zu einer Verstärkung gesellschaftlicher Fragmentierungs­
prozesse führen“ (Weiß/Steinert 1994, S. 454), die einen weiteren Sektor 
unseres gesellschaftlichen Lebens den hemmungslosen Kräften des freien 
Marktes preisgibt: Entwicklungen von Schulen in besonders schwierigen 
Wohngebieten der USA lassen erkennen, welche sozialen Gefahren entste­
hen, wenn Schulen ihre öffentliche Unterstützung verlieren. Dann stehen viel 
mehr als „nur“ pädagogische Ziele auf dem Spiel.

Die Gefahren, die Sting/Wulf (1994) nach dem Niedergang der sozialisti­
schen Staatssysteme durch Privatisierungstendenzen für Zentral-Ost- 
Asien beschreiben, haben eine frappierende Ähnlichkeit mit den Entwick­
lungen in den USA: „This development does not contribute to the building
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up of a new unified community, but is combined with a lack of commitment 
which can lead to a dangerous social explosion.“ (S. 9) In einer Gesellschaft, 
die wie die amerikanische die Verpflichtung des freien, für sein Glück selbst 
verantwortlichen Individuums für die Community betont, ist die Aufkün­
digung der gemeinschaftlichen Verantwortung für das öffentliche Schulwe­
sen ein bedenkliches Signal. Sie ist nicht nur die Aufkündigung des Verfas- 
sungs- und Menschenrechtes auf Bildung, sondern auch der mögliche Ver­
zicht auf eine Grundlage eines jeden demokratischen Staatswesens: den In­
formationswillen und die Informationsfähigkeit seiner Bürger.

Wie widersprüchlich diese Entwicklungen zu einer Zeit wirken, in der Prä­
sident Clinton mit der Verkündigung und Verabschiedung der „ Goals 2000” 
der amerikanischen Schulpolitik in den Bundesstaaten neue Anstöße zu ge­
ben versucht, wird besonders deutlich, wenn man sich diese Ziele vor Au­
gen führt:

• Alle Kinder in den USA sollen lernwillig und -bereit die Schule begin­
nen.

• Die Abschlußrate der High School nach dem 12. Schuljahr soll auf min­
destens 90 % ansteigen.

• Einen erfolgreichen Abschluß nach den Klassenstufen vier, acht und zwölf 
sollen Schüler nur nach guten Qualifikationen in den Fächern Englisch, Ma­
thematik, Naturwissenschaften, Geschichte und Geographie erhalten.

• Jeder erwachsene Amerikaner soll nach Schulabgang lesen und schrei­
ben können.

• Amerikanische Schüler sollen die Weltbesten in Mathematik und Natur­
wissenschaften werden.

Trotz einer Erhöhung des Finanzzuschusses aus Washington kann man an­
gesichts der Entwicklungen in den einzelnen Bundesstaaten solche Forde­
rungen nur als Phantasiegebilde oder als Gesundbeterei betrachten. Weder 
die Bundesstaaten noch die einzelnen Schuldistrikts lassen sich in ihre Schul­
politik von der Bundesregierung hineinreden, noch würden die Finanzmit­
tel aus Washington für eine Realisierung der o. g. Ziele ausreichen. Sie genü­
gen gerade, um so dringende Grundversorgungsprogramme wie „Ready to 
School“, ein Frühstücksprogramm für minderbemittelte Schüler aufrecht­
zuerhalten. Wenn aber Vorstellungen des rechtskonservativen Sprechers 
des Senats, des Republikaners Newt Gringrich Wirklichkeit werden, wird 
sich die USA bald um die geistige Grundversorgung ihrer Schüler in den öf­
fentlichen Schulen sorgen müssen. Allem Anschein nach müssen wir - trotz 
aller unübersehbaren Engpässe in den Bildungshaushalten - solche Ent­
wicklungen in Deutschland noch nicht befürchten. Doch auch bei uns gibt 
es Erwartungen und Aufträge an öffentliche Schulen durch Politiker und 
Eltern, denen ein öffentliches Schulsystem immer weniger gerecht werden 
kann, besonders, wenn es als Staats-Schulsystem organisiert ist. Ein Blick 
auf die stärkere Gemeindezuordnung amerikanischer Schulen macht nicht 
nur die Gefahren kurzfristiger direkter Interventionsmöglichkeiten deut­
lich, erzeigt auch, daß dort die Gemeindezugehörigkeit die Schulen gelehrt 
hat, sehr flexibel zu sein. Davon kann ein Staats-Schulsystem lernen.
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